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4. Änderungssatzung zur Änderung der Friedhofsordnung für die von der 
Landeshauptstadt Schwerin verwalteten Friedhöfe vom 08.02.2001 
 
Aufgrund des §5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 08. Juni 2004 (GVOBl. M-V S. 205) und des § 14 
des Gesetzes über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen im Land Mecklenburg – 
Vorpommern(Bestattungsgesetz – BestattG M-V) vom 3. Juli 1998 (GVOBl. M-V S. 617) 
geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2006 (GVOBl. M-V S. 484), Gesetz vom 20. Juli 2006 
(GVOBl. M-V S. 576), Gesetz vom 07. Mai 2008 (GVOBl. M-V S. 126) und Gesetz vom 01. 
Dezember 2008 (GVOBl. M-V S. 461) hat die Stadtvertretung der Landeshauptstadt 
Schwerin in ihrer Sitzung am ……. folgende Änderungssatzung zur Änderung der 
Friedhofsordnung für die von der Landeshauptstadt Schwerin verwalteten Friedhöfe vom 
08.02.2001 beschlossen: 
 
Artikel 1 – Änderung der Friedhofsordnung 
 
Die Friedhofsordnung für die von der Landeshauptstadt Schwerin verwalteten Friedhöfe vom 
08.02.2001 (Stadtanzeiger vom 25.03.01, S.2, ber. Stadtanzeiger vom 14.04.2001, S.11) 
geändert am 12.03.2003 (Stadtanzeiger vom 30.05.2003, S. 6), geändert am 16.12.2005 
(Stadtanzeiger vom 06.01.2006, S. 6) zuletzt geändert am 14.05.2009 (Stadtanzeiger Nr. 
vom 22.05.2009, S. 6) wird geändert und wie folgt gefasst: 
 
 
1. § 5 wird wie folgt geändert: 
 
 
a) Abs. (2) wird wie folgt gefasst: 
 
 „Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet, 

1. die Wege mit Kraftfahrzeugen aller Art zu befahren; 
2. der Verkauf von Waren aller Art, insbesondere Kränze, Blumen sowie das Anbieten 

von Dienstleistungen oder diesbezüglich zu werben; 
3. an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten 

auszuführen; 
4. Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der 

Bestattungsfeier notwendig und üblich sind; 
5. den Friedhof und seine Einrichtungen oder Anlagen zu verunreinigen oder zu 

beschädigen und Grabstätten oder Anonyme Grabfelder unberechtigt zu betreten; 
6. Abraum oder Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern; 
7. zu lärmen und zu spielen sowie zu lagern; 
8. Tiere unangeleint zu führen; 
9. die Erstellung und Verwertung von Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen, außer zu 

privaten Zwecken.“ 
 
b) Abs. (3) wird wie folgt geändert: 

 
Hinter den Worten „in Absatz 2“ wird „Nr.1 und 9“ gestrichen. 
 
 
2. § 6 wird wie folgt neu gefasst: 
 
 
„(1) Die gewerbliche Tätigkeit von Steinmetzen, Bildhauern, Gärtnern und sonstigen 
Gewerbetreibenden unterliegt der Aufsicht der Friedhofsverwaltung. Sie bedürfen für 
Tätigkeiten auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung durch die Friedhofsverwaltung, die 
gleichzeitig den Umfang der Tätigkeiten festlegt. 
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(2) Zuzulassen sind Gewerbetreibende, die 
 

a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind, 
 

b) selbst oder deren fachliche Vertreter die Meisterprüfung abgelegt haben oder in die 
Handwerksrolle eingetragen sind oder über eine gleichwertige Qualifikation verfügen; 
Gärtner haben lediglich den Abschluss des Ausbildungsberufes bzw. eine gleichwertige 
Qualifikation nachzuweisen; und 

 
c) eine entsprechende Berufshaftpflichtversicherung nachweisen können. 

 
(3) Die Zulassung erfolgt durch Zulassungsbescheid und gilt für ein Kalenderjahr. Für die 
Ausführung von Einzelaufträgen können objektbezogene Zulassungen erteilt werden. 
 
(4) Die zugelassenen Gewerbetreibenden haben für jeden Bediensteten bei der 
Friedhofsverwaltung einen Ausweis zu beantragen. 
 
(5) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofsordnung und dazu 
ergangenen Regelungen zu beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die 
sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen 
schuldhaft verursachen. 
 
(6) Unbeschadet § 5 Abs. 2 Nr. 3. dürfen gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen  
nur während der von der Friedhofsverwaltung festgesetzten Zeiten durchgeführt werden. In 
den Fällen des § 4 (2) sind gewerbliche Arbeiten ganz untersagt. 
 
(7) Die Gewerbetreibenden dürfen für ihre Tätigkeit nur die befestigten Wege mit 
Fahrzeugen befahren. Das zulässige Gesamtgewicht der Fahrzeuge darf 4,5t nicht 
überschreiten. 
 
(8) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen 
nur vorübergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht behindern. Bei 
Beendigung oder Unterbrechung der Tagesarbeit sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in 
den früheren Zustand zu bringen. Die Gewerbetreibenden dürfen auf den Friedhöfen 
keinerlei Abfall, Abraum-, Rest- und Verpackungsmaterial ablagern. Geräte der 
Gewerbetreibenden dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe 
gereinigt werden. 
 
(9) Gewerbetreibenden, die trotz schriftlicher Mahnung gegen die Vorschriften der Abs. 4 – 8 
verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr 
gegeben sind, kann die Friedhofsverwaltung die Zulassung auf Zeit oder auf Dauer durch 
schriftlichen Bescheid entziehen. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist eine Mahnung 
entbehrlich. 
 
(10) Gewerbetreibende mit Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Vertragsraum, die im Inland nur vorübergehend tätig sind, haben die Aufnahme ihrer 
Tätigkeit auf dem Friedhof anzuzeigen. Die Gewerbetreibenden haben für jeden 
Bediensteten bei der Friedhofsverwaltung einen Ausweis zu beantragen. Die 
Bedienstetenausweise sind dem Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuweisen. 
Abs. 1 – 4 und Abs. 9 finden keine Anwendung. Das Verwaltungsverfahren kann über eine 
einheitliche Stelle nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Mecklenburg-
Vorpommern abgewickelt werden.“ 
 
 
 
 



Anlage 1 

3. § 19 wird wie folgt gefasst:  
 
 
„(1) Die Anlage von Grabstätten und die Gestaltung von Grabmalen auf dem Waldfriedhof 
richten sich nach folgenden Maßgaben: 
 

1. In neu erschlossenen Erdgrabfeldern des Waldfriedhofes obliegt die Erstanlage der 
Grabstätten der Friedhofsverwaltung. Auf Erdgrabfeldern legt die 
Friedhofsverwaltung den Anteil an Pflanz- und Rasenfläche fest. 

 
2. Grabmale müssen in ihrer Gestaltung und Bearbeitung, unbeschadet den sich aus § 

21 Abs. 1 und 2 ergebenden Anforderungen, folgenden zusätzlichen Anforderungen 
entsprechen: 

 
a) Die Aufstellung der Grabmale ist ausschließlich auf der Pflanzfläche zulässig. 
b) Für aufrecht stehende Grabmale gelten als Höchstmaß für die Höhe 140 cm. 
c) Für Stelen gelten als Höchstmaß für die Höhe 170 cm. 
 
3. Liegende Grabmale sind nur in der Größe der Pflanzfläche zulässig. 
 
4. Einfassungen sind nur in Größe der Pflanzflächen zulässig. 

 
5. Nicht gestattet ist: 
 
a) das Errichten von Zäunen, 
b) das Aufstellen von Bänken, 
c) das Einfrieden der Grabstätten mit Hecken. 
 
6. Auf der Stele im Baumgrabfeld kann eine Edelstahltafel in der Größe 15 cm Breite 

und 10 cm Höhe für jeden Verstorbenen angebracht werden. Die Beauftragung zur 
Anfertigung, Beschriftung und Anbringung der Edelstahltafel obliegt dem 
Nutzungsberechtigten. Mit der Anbringung ist ein Gewerbetreibender zu beauftragen, 
der die Anforderungen nach § 6 erfüllt. 

 
7.  Individuelle Pflanzungen im Baumgrabfeld sind unzulässig. 
 

(2) Die Anlage von Grabstätten und die Gestaltung von Grabmalen auf dem Alten Friedhof 
richten sich nach folgenden Maßgaben: 

 
1. Im Musterfeld LM sind ausschließlich stehende Grabmale aus rötlich gefärbtem 

Naturstein mit folgenden Maßen zugelassen: 
a) Reihe 1 bis 3 in einer Breite von 40 bis 55 cm und einer Höhe von 70 bis 85 cm; 
b) Reihe 4 bis 7 in einer Breite von 40 bis 60 cm und einer Höhe von 90 bis 110 cm; 
c) Absatz 1 Nr. 5 gilt entsprechend. 
2. Im Grabfeld O sind ausschließlich Stelen in einer Breite/Stärke 25 bis 35 cm und 

einer Höhe bis 90 cm zugelassen. Absatz 1 Nr. 5 gilt entsprechend. 
3. Auf Urnenwahlgrabstätten als Baumgrabstätte ist das Verlegen eines Pultsteines 

zulässig. Das Höchstmaß der Seitenlängen beträgt 40 cm, die Höhe minimal 5 cm 
und maximal 15 cm. Der Standort ist so zu wählen, dass Baumwurzeln nicht 
beschädigt werden. 

4. Individuelle Pflanzungen auf Urnenwahlgrabstätten als Baumgrabstätte sind 
unzulässig. 

 
(3) Die Anlage von Grabstätten und die Gestaltung von Grabmalen auf dem Friedhof der 
Opfer des Faschismus richten sich nach folgenden Maßgaben: 
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1. Auf den Gräbern der Verfolgten des Naziregimes sind Grabmale ausschließlich aus 
rötlich gefärbtem Naturstein mit folgenden Maßen zugelassen: 

a) aufrecht stehende Grabmale in einer Breite von 40 cm und einer Höhe von 30 cm; 
b) liegende Grabmale in einer Seitenlänge von 30 bis 40 cm; 
c) Absatz 1 Ziffer 5 gilt entsprechend; das Errichten von Einfassungen ist nicht 

gestattet.“ 
 
 
4. § 20 wird wie folgt geändert: 
 
 
a) Abs. (1) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
„Die Anträge sind durch den Nutzungsberechtigten zu stellen, der Antragsteller hat sein 
Nutzungsrecht nachzuweisen.“ 
 
b) Abs. (2) wird wie folgt gefasst: 
 
„(2) Den Anträgen sind zweifach beizufügen: 
 

a) der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Maßstab 1:10 unter Angabe 
des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der Anordnung. 
Ausführungszeichnungen sind einzureichen, soweit es zum Verständnis erforderlich 
ist. 

b) Angaben zur Schrift, der Ornamente und der Symbole unter Angabe des Materials, 
seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der Anordnung. 
Ausführungszeichnungen sind einzureichen, soweit es zum Verständnis erforderlich 
ist.“ 

 
c) Hinzugefügt wird Abs. (3) mit folgender Fassung: 
 
„(3) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal, die Einfassung oder sonstige bauliche 
Anlage nicht binnen eines Jahres nach der Zustimmung errichtet worden ist.“ 
 
 
5. § 21 (3) wird wie folgt gefasst: 
 
 
„Die Arbeiten zur Aufstellung von stehenden Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen 
hat nur von nach § 6 zugelassenen Gewerbetreibenden zu erfolgen.“ 
 
 
Artikel 2 – Inkrafttreten 
 
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Schwerin, den  
 
 
 
Angelika Gramkow 
Oberbürgermeisterin 
 




